
Entwurf eines Änderungsantrages zum Parteikonvent  

Vorbemerkung: Die nachfolgenden Änderungen werden für den Antragstext in der Fassung 
der Antragskommission beantragt. Alle genannten Zeilennummern beziehen sich auf die 
Druckversion im Antragsbuch. 

Ersetze Zeile 610-633 – durch folgende Fassung: 

„Bei gemischten Abkommen der EU können aufgrund der Dauer des Ratifizierungsprozesses 
(die Parlamente aller Mitgliedstaaten der EU müssen zustimmen) und aufgrund der 
Zuständigkeit in der Handelspolitik die Teile des Abkommens, die nicht in die nationale 
Zuständigkeit fallen, vorläufig angewendet werden. Der Zeitpunkt der Entscheidung über 
die vorläufige Anwendung ist eine politische Ermessensfrage, die unabhängig von der 
Unterzeichnung getroffen werden kann (Artikel 218 Abs. 5 AEUV ‚gegebenenfalls‘).  

Erst nach einer positiven Entscheidung des Europäischen Parlaments können bestimmte 
Teile des Abkommens vorläufig angewendet werden. Deshalb spricht sich  der 
Parteikonvent dafür aus , sich in den Gremien der Europäischen Union, insbesondere im 
Europäischen Parlament, dafür einzusetzen, dass vor einer endgültigen Entscheidung über 
die vorläufige Anwendung von Teilen des Abkommens, das Europäische Parlament in einem 
ausführlichen Anhörungsprozess mit den nationalen Parlamenten und der Zivilgesellschaft 
die kontrovers diskutierten Fragen erörtert und Lösungsansätze entwickelt werden und das 
Abkommen bis zum Abschluss dieses Prozesses noch nicht vorläufig anzuwenden  Auf dieser 
Grundlage können dann nach der Ratifizierungsentscheidung des Europäischen Parlaments 
die Teile vorläufig angewendet werden, die nicht nationale Kompetenzen betreffen. Für 
uns steht zweifelsfrei fest, dass unter anderem Kapitel 8 (Investitionen) nationale 
Kompetenzen berührt, so dass die Regelungen erst nach der Beschlussfassung in Bundestag 
und Bundesrat gültig sein können." 

Ergänzung nach Zeile 649: 

„Unter Bezugnahme auf die Beschlüsse des SPD-Konvents vom 20. September 2014 und des 
Beschlusses des Bundesparteitages vom 8. Dezember 2015 erwarten die Delegierten des 
Parteikonvents vom hier beschriebenen Prozess, dass rechtsverbindlich, möglichst vor 
Beschlussfassung im Ministerrat bzw. im anschließenden Parlamentarischen Verfahren, 
folgende Punkte vereinbart werden, um CETA zustimmungsfähig zu machen: 

- Im Bereich des Investorenschutzes muss mit Blick auf die Rechtstatbestände, 
wie z.B. ‚faire und gerechte Behandlung‘ und ‚indirekte Enteignung‘ 
sichergestellt werden, dass keine Bevorzugung von ausländischen gegenüber 
inländischen Investoren oder Bürgerinnen und Bürgern stattfinden. 
Investorenschutz sollte somit auf die Diskriminierung gegenüber inländischen 
Investoren beschränkt werden. 

- Unter Bezugnahme auf das Cartagena-Protokoll und die Rechtsposition der EU 
im WTO-Verfahren über Hormonfleisch zwischen der EU und Nordamerika muss 
unmissverständlich und rechtsverbindlich erklärt werden, dass die EU im 
Rahmen des CETA-Abkommens in keiner Weise vom primärrechtlich verankerten 
Vorsorgeprinzip (Art. 191 AEUV) abweicht. 



- Im Rahmen des Beratungsprozesses ist ein Sanktionsmechanismus bei Verstößen 
der Partner gegen Arbeits-, Sozial- und Umweltstandards zu entwickeln. Die 
acht ILO-Kernarbeitsnormen müssen ratifiziert werden. Der soziale Dialog ist 
effektiv auszugestalten, sodass das Verfahren zur Durchsetzung von Standards 
wirkungsvoll genug ist und durch Sanktionsmöglichkeiten ergänzt wird. 

     

- Es muss sicher- und klargestellt werden, dass alle Gremien, die durch das CETA-
Abkommen geschaffen werden, zunächst eine beratende Funktion zur 
Umsetzung des Abkommens haben und begrenzte Entscheidungen nur im 
Einklang mit den demokratisch legitimierten Verfahren der Partner treffen und 
nicht die Souveränität der Parlamente und Regierungen verletzen dürfen.  

- Es muss sich aus dem CETA-Vertrag unmissverständlich ergeben, dass 
bestehende und künftig entstehende Dienstleistungen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge nicht vom Vertrag erfasst werden.“ 

           

Ergänzung neuer Punkt nach Punkt oben: 

„Anders als im Prozess der WTO ist es der Staatengemeinschaft gelungen, im Jahr 2015 
gemeinsam globale Nachhaltigkeitsziele und das Pariser Klimaschutzabkommen zu 
beschließen. Unter Bezugnahme auf Art. 24.4 (Kapitel Handel und Umwelt) ist durch die 
Vertragsparteien zu betonen, dass diese Abkommen von großem Wert sind und das CETA-
Abkommen und die darin beschriebene Handels- und Wirtschaftspolitik sich an diesen 
Zielen orientiert.“    


